
sätzlicher Körperverletzung. Auf den Einspruch hin hat 
das Kreisgericht eine Hauptverhandlung durchgeführt 
und den Angeklagten wegen Vergehens der vorsätz­
lichen Körperverletzung gemäß § 115 Abs. 1 StGB zu 
einer Geldstrafe von 600 M verurteilt.
Gegen das Urteil hat der Angeklagte Berufung einge­
legt. Die Berufung war nicht begründet.

Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht stellt zutreffend fest, daß der Ange­
klagte dem Zeugen S. mehrere Faustschläge ins Ge­
sicht versetzt hat und dieser auf Grund der dadurch 
erlittenen Verletzungen 10 Tage arbeitsunfähig war.

Zur Ausgangssituation, die dem Verhalten des Ange­
klagten zugrunde gelegen hat, hat das Kreisgericht die 
einander widersprechenden Aussagen des Angeklagten 
und des Zeugen S. auf ihren Beweiswert hin beurteilt. 
Es ist von den Aussagen des Angeklagten ausgegangen, 
nach denen der Zeuge S. ihn an den Schultern gefaßt 
und dabei die Naht seines Pullovers aufgerissen hat.
Dem Berufungsvorbringen, der Angeklagte habe in Not­
wehr gehandelt bzw. irrtümlich angenommen, sich in 
einer Notwehrsituation zu befinden, kann nach den in 
der Rechtsmittelverhandlung getroffenen Feststellungen 
nicht gefolgt werden. Der Angeklagte wurde zwar durch 
das Verhalten des Geschädigten erheblich belästigt und 
war berechtigt über den an seinem Pullover verursach­
ten Schaden verärgert. Daraus ergab sich für ihn je­
doch keine Veranlassung, den Geschädigten durch so­
fortige mehrfache Schläge abzuwehren, bis dieser zu 
Boden ging. Der Geschädigte hat den Angeklagten nur 
an den Schultern angefaßt. Dem Angeklagten wäre es 
ohne weiteres möglich gewesen, sich ohne Faustschläge 
vom Geschädigten frei zu machen. Der Angeklagte drehte 
sich um und schlug sofort zu, obwohl er in der Haltung 
des Geschädigten weder einen Angriff erblicken konnte 
noch in Anbetracht des Tatorts und der Anwesenheit 
einer Vielzahl von Bürgern mit einem ernsthaften, ge­
gen seine Person gerichteten Angriff rechnen mußte. 
Er ist auch vor diesem Zeitpunkt mit dem Geschädigten 
nicht so konfrontiert worden, daß er einen Angriff er­
warten mußte. Sein sofortiges Zuschlägen unter den ge­
gebenen Umständen zeigt, daß die seinem Tatentschluß 
zugrunde liegenden Motive davon bestimmt waren, sich 
augenblicklich wegen der Belästigung und des einge­
tretenen Sachschadens zu rächen. Er hat nicht in der 
Annahme eines gegenwärtigen oder zu erwartenden 
rechtswidrigen Angriffs gehandelt. Damit ist eine Not­
wehrsituation i. S. des § 17 StGB zu verneinen. •
Die Entscheidungsfähigkeit des Angeklagten war aber 
auch nicht durch unverschuldeten Affekt beeinträchtigt. 
Der bei dem Angeklagten ausgelöste Erregungszustand 
ist nicht als strafrechtlich relevant i. S. des § 14 StGB 
zu beurteilen. Für den Angeklagten ist durch das Ver­
halten des Geschädigten keine derart belastende Situa­
tion eingetreten, daß er nur schwer in der Lage gewe­
sen wäre, seine Erregung zu beherrschen und gesell­
schaftsgemäß zu reagieren. Nach den ihm möglichen 
Denk- und Willensanstrengungen hätte er die Siuation 
vernünftig erfassen und seine Verärgerung so weit un­
terdrücken können, daß er von Schlägen Abstand 
nahm.
Das Kreisgericht hat im Ergebnis zutreffend die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit des Angeklagten wegen 
Vergehens der vorsätzlichen Körperverletzung gemäß 
§ 115 Abs. 1 StGB bejaht und hat auf eine Maßnahme 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit erkannt, die den 
objektiven und subjektiven Umständen der Tat sowie 
den eingetretenen Folgen Rechnung trägt. Es hat auch 
die sonst positiven Umstände in der Persönlichkeitsent­
wicklung des Angeklagten berücksichtigt.

A n m e r k u n g :
Das Bezirksgericht Leipzig hat in dem vorstehenden 
Urteil die vom Kreisgericht ausgesprochene Geldstrafe 
von 600 M bestätigt. Das ist zwar im Ergebnis richtig, 
die Entscheidung ist jedoch nicht ausreichend begrün­
det. Das Bezirksgericht hätte auf die Strafzumessungs­
tatsachen eingehen müssen, die für die Entscheidung 
über Strafart und -maß im konkreten Fall wesentlich 
sind. Dieser Verpflichtung ist das Rechtsmittelgericht 
auch dann nicht enthoben, wenn die vom Erstgericht 
ausgesprochene Maßnahme der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit bestätigt wird. Deshalb hätten die Um­
stände, die die objektive Schädlichkeit der Handlung 
und den Grad der Schuld des Täters bestimmen und die 
Aufschluß über die Bereitschaft des Täters geben, künf­
tig seiner Verantwortung gegenüber der Gesellschaft 
nachzukommen, dargelegt werden müssen.
Die Schwere von Körperverletzungen wird besonders 
bestimmt durch:
— die Tatsituation und die Motive, die die Entschei­

dung zum Handeln wesentlich stimulieren (z. B. 
Überschreiten der Notwehr, falsch verstandene Kol­
legialität, Eintreten für Ruhe und Ordnung, Verär­
gerung, Beteiligung an Auseinandersetzungen aus 
Lust am Schlagen, Provokation von Tätlichkeiten, um 
eine Straftat zu ermöglichen oder zu verdecken);

— die Art und Weise sowie die Intensität der Tataus­
führung, die auch die innere Einstellung zur Tat 
offenbart (z. B. brutales und rücksichtsloses Vorge­
hen, hemmungsloses oder besonders heftiges Zu­
schlägen, Ausnutzen bestimmter Fertigkeiten, An­
wendung gefährlicher Methoden, Einsatz von Tat­
werkzeugen);

— die eingetretenen Folgen (Umfang der gesundheit­
lichen Beeinträchtigung oder des notwendigen medi­
zinischen und fürsorgerischen Aufwands, Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit).

Aus der Persönlichkeitsentwicklung des Täters können 
sich, bezogen auf die konkrete Tat, bestimmte Schuld­
tatsachen ergeben. So ist es notwendig zu unterscheiden, 
ob der Täter sonst ein positives Gesamtverhalten zeigt 
oder ob er sich rigoros über Gebote hinwegsetzt, bishe­
rige Erziehungsmaßnahmen mißachtet und asozial oder 
rückfällig ist (vgl. Sch re it er, NJ 1971 S. 165 ff. 
[168 f.l).
In der vorstehenden Sache handelt es sich um einen 
Bürger, der bisher positiv aufgetreten ist und keinerlei 
Erziehungsschwierigkeiten bereitete. Wegen einer ihm 
zugefügten groben Belästigung entschloß er sich, einen 
anderen Bürger zu schlagen. Die Faustschläge verur­
sachten leichte Verletzungen und eine relativ kurze 
Arbeitsunfähigkeit. Diese Strafzumessungstatsachen 
rechtfertigen eine Geldstrafe, weil der empfindliche Ein­
g r i f f  in die persönlichen Vermögensinteressen des Tä­
ters genügt, um seiner einmaligen Undiszipliniertheit 
erzieherisch zu begegnen.
Dem in diesem H e f t  veröffentlichten Kassationsurteil 
des Obersten Gerichts vom 9. Mai 1972 — 5 Zst 1/72 — 
liegen dagegen Feststellungen zugrunde, nach denen 
der Angeklagte offensichtlich aus Mißachtung bishe­
riger Erziehungsmaßnahmen und Ermahnungen wegen 
provokatorischen Verhaltens einen anderen Bürger ge­
sundheitlich geschädigt hat. Unter Beachtung der Tat­
schwere und der Erziehbarkeit dieses Täters ist eine 
Geldstrafe ausgeschlossen, weil es in diesem Fall eines 
längeren, besonders ausgestalteten Erziehungsprozesses 
bedarf, um den Angeklagten nachdrücklich zu gesell­
schaftsgemäßem Verhalten zu veranlassen.
Die Anwendung der Geldstrafe als Hauptstrafe bei vor­
sätzlichen Körperverletzungen setzt voraus, daß
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